
Bundessozialgericht I m N a m e n d e s V 0 1 k e s

£—E.:..E
„
-l.2.‚RJ

.
2.5.9.47‚0.

Zugestellt am
100 Nova 4974

RegHauptsekretär
als Urk„Beamter
d„Gesch°Stelle

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

(> ooooooo ooooo oooooooooooooo aooooo oooooo oaoocoooo

Klägerin und Revisionsbeklagte‚

Prozeßbevollmächtigtezoo„„ ooooooooo „„°„„„° ooooo °

g e g e n

ocoooßoo ooooooooooooooo oaooooo ooooooooooooo ooooo

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 120 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 200 Oktober l97l durch

Bundesrichterin G e y's e r
— Vorsitzender —„

Bundesrichter Dr° F r i e d e r i c h s
Bundesrichter B u r g e r ?
Bundessozialrichter Dr° S c h u p p und

Bundessozialrichter H a u s e n

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 210 April

1970 wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat der Klägerin auch die außer—

gerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens

zu erstatten°
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Zwischen den Beteiligten ist streitig‚ ob die Beklagte die

Witwenrente der Klägerin nach den Ruhensbestimmungen der
55 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung (RVG) auf-

grund eines in einem rechtsverbindlichen Bescheid aufge—

nommenen Vorbehalte neu berechnen darfo

Der Ehemann der Klägerin half als selbständiger Landwirt

einem Nachbarn beim Drescheno Er verunglückte dabei so

schwer, daß er im August 1951 verstarb° Im Bescheid vom

24° Juni 1952 kürzte die Beklagte die Witwenrente wegen
gleichzeitigen Bezugs einer Hinterbliebenenrente aus der

gesetzlichen Unfallversicherung° Im September und Oktober

1964 teilte die Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft

der Beklagten mit, daß die Leistung aus der Unfallver—

sicherung aufgrund eigener Beitragsleistunggewährt werde;

nach dieser Rechtsansicht werde — vorbehaltlich der_

Stellungnahme des Unfallversicherungsausschusses - seit

26° Oktober 1964 verfahren° Die Beklagte erklärte hierauf

der Klägerin mit Bescheid vom l8° Dezember 1964; "Die

Witwenrente wird„o°unter dem Vorbehalt, daß der Unfall—

versicherungsausschuß der Rechtsauffassung der Landwirt—

schaftlichen Berufsgenossenschaft zustimmt, ab 260 Ok-

tober 1964 voll gezahlt° Andernfalls müßten die über—

zahlten Rentenbeträge zurückgefordert werden"o

Mit dem jetzt angefochtenen Bescheid vom 90 Oktober 1967
berechnete die Beklagte die Witwenrente unter Anwendung

der Ruhensbestimmungen des 5 1278 Abs° 5 Nr° 2 und des
5 1279 RVO neuo 7

_
Im Klageverfahren legte die Beklagte die Fotokopie eines
Schreibens der Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft

Oberfranken und Mittelfranken vor, in welchem mitgeteilt

wird, daß sich die im Bezugsschreiben der Beklagten vom
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17° Januar 1968 vertretene Rechtsauffassung nicht bestätigt

habe° Der Bundesverband der Landwirtschaftlichen Berufsge—

hossenschaften habe vielmehr in einem Schreiben vom 4° De—

zember 1964 die Auffassung vertreten‚ daß die Gewährung

von Rentenleistungen für einen infolge nachbarsohaftlicher

Hilfeleistungen eingetretenen Unfall nicht auf eigener

Beitragsleistung beruhe„

Die Klage hatte in beiden Vorinstanzen Erfolg°

Das Landessozialgericht (LSG) geht davon aus‚ daß die nur
das Ruhen der Versichert;enr@nte betreffende Vorschrift

des 5 1278 Abso 5 Nro 2 RVOim Rahmen des für die Witwen—
rente maßgebenden @1279 RVG anwendbar seio Entgegen der
Auffassung des Sozialgerichts (SG) sei der bei der Nach—
barschaftbhilfe verunglückte Ehemann der Klägerin durch

die Unfallversicherung des Unterstützten geschützt gewesen,

so daß die Unfallwitwenrente nicht auf einer eigenen Bei—

tragsleistung des Versicherten ioS° des 5 1278 Abs° 5 Nr°24

EVO beruht habeo Der Bescheid vom 180 Dezember 1964 sei

daher zu Unrecht ergangen°

Die Beklagte sei jedoch nicht berechtigt„ diesen begünsti—

genden Verwaltungsakt wieder aufzuhebenv weil die einge-

tretene Bindungswirkung nicht durchbrochen werden dürfe°

Der Vorbehalt sei nicht rechtmäßig‚ weil die Beklagte in
eigener Zuständigkeit hätte entscheiden müssen? ob die

Verletztenrente auf ;gigener Beitragsleistung beruheo Sie

könne sich nicht auf eine Bindung des Vorbehalts berufen9

weil er — da die Beklagte selbst über die Voraussetzungen

des @1278 Absg ; Nr„ 2 EVOhätte entscheiden müssen —
nicht pflichtgemäßem Verwaltungsermessen entsprochen habe°

Aber selbst wenn der vorbehaltene Widerruf rechtmäßig

wäre‚ könnte die Beklagte davon keinen Gebrauch machen?

weil sie die ungekürzte Rente drei Jahre lang gewährt

habe°
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Die Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision einge—

legt° Sie hält den Vorbehalt für rechtmäßigo

{ .‘

Da @1278 Abs° 5 Nr° 2 RVGbereits die Gewährung einer
Rente aus der Unfallversicherung voraussetze„ werde die

Entscheidung? ob Eigen— oder Fremdversicherung vorliege‚

die für die Berufsgenossenschaft im Rahmen der 55 653 ff
RVO von Bedeutung sei? dem Rentenversicherungsträger vorge—

geben° Diese Feststellung müsse zur Vermeidung sich wider—

sprechender Entscheidungen dem Unfallversicherungsträger

vorbehalten bleiben° Die Beklagte habe mit dem Bescheid

v0m Oktober 1967 den Widerruf auch ausüben dürfen° Die

Klägerin habe aufgrund des Bescheides vom Dezember 1964

von Anfang an damit rechnen müssen‚ daß die Rente über den

26° Oktober 1964 hinaus ruhen würde° Die Beklagte habe

sich auf die Rechtsauffassung der Landwirtschaftlichen Be—

rufsgenossenschaft, wie sie in den Mitteilungen vom 80 Sep—

tember und 25° Oktober 1964 zum Ausdruck gekommen sei‚

verlassen dürfen° Die Tatsache, daß der Unfallversicherungsw

ausschuß bereits am 4° Dezember 1964 eine endgültige Ent—

scheidung gefällt hatte? sei der Beklagtenvon der Berufs—

genossenschaft nicht mitgeteilt worden und habe daher auch

bei Bescheiderlaß nicht bekannt sein können° .

Schließlich habe die Tatsache‚ daß die Beklagte erst "gut

zweieinhalb Jahre" später von der endgültigen Entscheidung

des Unfallversicherungsausschusses Kenntnis erlangt habe9

den Widerruf nicht gehinderto Das Allgemeininteresse daran9

daß eine im Zweifel zugunsten des Versicherten unter Vor—

behalt gewährte Leistung später vorbehaltsgemäß der Rechts“

lage angepaßt werde‚ gehe — auch nach Ablauf des bezeich—

neten Zeitraumes — zumindest für die Zukunft dem Ver—

trauensschutzinteresse des Leistungsempfängers vor°

Die Beklagte beantragt() die Urteile des Bayerischen Landes—

sozialgerichts und des Sozialgerichts Bayreuth vom 21°Apri]

19°C und 250 Juli 1968 aufzuheben und die Klage abzuweisen°

_5_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Klägerin beantragt? die Revision als unbegründet

zurückzuweisen°

Sie macht sich die Entscheidungsgründe des angefochtenen

Urteils zu eigen°

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden (% 124 Abs° 2 des Sozialgerichts—

gesetzes —SGG—)°

II

Die Revision ist nicht begründete Der Rechtsauffassung des

LSG ist — jedenfalls im Ergebnis - beizupflichten4

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen‚ daß der im Bescheid

vom Dezember 1964 enthaltene Ausspruch‚ daß die Witwenrente

der Klägerin vom 26° Oktober 1964 an nicht mehr den Ruhens—

bestimmungen nach den 55 1278, 1279 RVG unterliegt und daher

ab diesem Zeitpunkt in voller Höhe ausgezahlt wird? der

Bindungswirkung LS° des 5 77 SGG fähig ist (ebenso BSG—

Urteil vom ölolol967 — 4 RJ 215/65 — SozR Nr° 10 zu @ 1278
RVG)° Dem LSG ist auch darin zuzustimmenv daß gesetzliche
Vorschriften im vorliegenden Streitfall eine Durchbrechungi

der Bindungswirkung nicht gestatten (ebenso BSG—Urteil vom

öl„lol967 aaO)° Dies wird von der Revision nicht bestritten°

Die Beklagte war auch nicht aufgrund des im Bescheid vom
Dezember 1964 aufgenommenen Vorbehalts zum Erlaß des ange—
fochtenen Bescheids berechtigt°

Der Senat schließt sich der Auffassung an? daß sich eine

Verwaltungsbehörde in der Regel den Widerruf eines Ver—

waltungsaktes nicht vorbehalten darf, wenn sie zum Erlaß

eines bestimmten Verwaltungsaktes gesetzlich verpflichtet

ist° Andernfalls würde die Verwaltung ihre Verpflichtung zu
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uneingeschränkter Leistung umgehen (vg1° BGH in RzU 1964,

5165 19699 2093 1969‚ 5683 Jung in DVB1 19579 708 ff;

Münch in JZ 1964‚ 121 ff; Forsthoff, Lehrbuch des Ver—

waltungsrechtsa Bd° 1‚ 9° Aufla‚ 8° 2103 für den Sozial—

rechtsbereich vglo BSG 7‚ 226„ 2283 19, 1003 20‚ 287‚ 288;

509 218‚ 219; ebenso Bogs in SGb 1965; 55‚ 59 und Haueisen

in BAB1 19669 511‚ 516)° Das BSG hat für das Rentenver—
sicherungsrecht Vorbehalte zugelassen.J wenn der Ver—

sicherungsträger künftigen und außerhalb seines Ein—
wirkungsbereichs liegenden Umständen‚ welche für den Fort—

bestand und das Ausmaß einer Leistungszusage maßgebend

sind‚ nur durch einen entsprechenden Leistungsvorbehalt

Rechnung tragen kann„ so bis zur endgültigen Klärung der

medizinischen Befunde bei einer Verdachtsdiagnose (BSG 17„

295‚ 297)e mangels genügender Glaubhaftmachung der an—
spruchsbegründenden Tatsachen (BSG 20‚ 2877 288) und bei

der Gewährung des Übergangsgeldes für den Fall einer

Änderung in der Zahl oder im Einkommen der vom Versicher—

ten unterhaltenen Familienangehörigen vor Beginn der Nieder»

herstellungsmaßnahmen (Urteil des 4° Senats in SozR Nro 15

zu 5 1241 EVO)° Diesen Ausnahmefällen ist gemeinsam‚ daß

der Vorbehalt die nach Bescheiderlaß mögliche Änderung

einer für die Leistungszusage rechtserhéblichen Tatsache

betrifft°

Im Gegensatz hierzu betrifft der Vorbehalt im Bescheid

vom 18° Dezember 1964 die in dem Bescheid entschiedene

Rechtsfrage‚ ob die Verletztenrente i°S° des 5 1278 Abs„5

Nr° 2 BVD auf eigener Beitragsleistung destersicherten

beruhte° Es ist zweifelhaft‚ ob ein solcher Vorbehalt

rechtens ist‚ der nur eine rechtliche Entscheidung auf-

schieben sollte‚ die vor Erlaß des Bescheides vom Ver—

sicherungsträger getroffen werden konnte° Doch kann dies

hier offen bleiben° Selbst wenn die Beklagte sich die

Herabsetzung der Witwenrente im Bescheid vom Dezember

1964 hätte vorbehalten können? um auch die Rechtsauf—
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fassung des Unfa1lversicherungsausschusses mitzuberück—

sichtigen9 so hätte sie hier mit der Ausübung des Vorbe—

halte nicht bis zum Oktober 1967 warten dürfeno Nach so

langer Zeit hat es nicht mehr ihrem pflichtgemäßen Ver—

waltungsermessen entsprochen‚ von dem Widerrufsvorbehalt

Gebrauch zu machen (vglc Urteil des erkennenden Senats

vom 25°201971 — 12 RJ 456/69 = NJW 1971, 912 mit weite—

ren Nachweisen)° ‘ .

Das LSG hat zutreffend angenommen? daß der Erklärung auch

eines zulässig vorbehaltenen Widerrufs zeitliche Grenzen

gesetzt sind° Nach der Rechtsprechung des BSG aaO sind

diese Grenzen um so enger‚ je länger der Versicherungs—

träger den mit dem Widerrufsvorbehalt versehenen Verwaltungs—

akt hat bestehen lassen° Die Klägerin hat hier die volle
Witwenrente drei Jahre lang9 nämlich vom 240 Oktober 1964

bis einschließlich Oktober 1967‚ fo■■aufend bezogene

Wenn die Revision der Klägerin keinen Vertrauensschutz

zugestehen will? verkennt sie, daß sich die Klägerin durch

die jahrelange Leistung der Rente aufgrund des im Jahre

1964 ergangenen Bescheides in ihren Lebensbedürfnissen auf

dessen Fortbestand einrichten durfte° Der Eindruck‚ daß

die Rentenhöhe damals richtig festgestellt worden ist‚

mußte bei ihr entstehen und verstärkt werden, als die

Beklagte die Rente nach dem 709 80 und 9° Rentenan—

passungsgesetz ohne Einschränkung und Hinweis auf den

Vorbehalt anpaßte° Das jahrelange Unterlassen der Richtig—

stellung der Rente fällt in den Bereich der Beklagten°

Sie kann sich nicht darauf berufen‚ daß die Berufsge—

nossenschaft ihr die bereits am 4° Dezember 1964 — und

damit noch vor Erlaß des Bescheides vom 180 Dezember 1964 -
getroffene endgültige Entscheidung des Unfallversicherungs—

ausschusses nicht mitgeteilt habe; denn im vorausgegangenen
Schriftwechsel zwischen beiden Versicherungsträgern ist

eine derartige Benachrichtigung durch die Berufsgenossen—

schaft nicht vereinbart worden° Die Beklagte hatte daher

von sich aus alsbald und in regelmäßigen Abständen bei der
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Berufsgenossenschaft nachzufragen‚ ob sich der Unfall—
vcrsicherungsausschuß mittlerweile entschieden habe° Im

übrigen wäre bei Durchführung der in den Akten am 27° No—

vember 1964 verfügten Kontrollen der Bescheid vom 18„ De—

zember 1964 möglicherweise unterblieben oder von dem Vor—

behalt wäre alsbald Gebrauch gemacht worden°

Unter diesen Umständen entspricht der erst im angefochtce

nenBescheid vom Oktober 1967 ausgeübte Widerruf nicht mehr

einem pflichtgemäßen Verwaltungsermessen und ist daher —
unabhängig von seiner Zulässigkeit —

rechtswidrig°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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